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ÜBERSICHT 

Am 16. September jährte sich zum ersten Mal der Todestag von Jina Mahsa 

Amini, der letztes Jahr die größte Protestbewegung gegen die Islamische 

Republik auslöste. Obwohl einige Proteste in verschiedenen Städten zu be-

obachten waren, verhinderten die starke Präsenz der Sicherheitskräfte und 

des Militärs an zentralen Spannungsherden in Verbindung mit der Inhaf-

tierung politischer und sozialer AktivistInnen das Entstehen größerer De-

monstrationen. Wir untersuchen die kurz- und mittelfristigen Aussichten 

für Straßenproteste. 

Auf internationaler Ebene hat Teheran auf die jüngste gemeinsame Erklä-

rung der E3 (Deutschland, Frankreich und Großbritannien) gegen das ira-

nische Atomprogramm mit der Entscheidung reagiert, mehrere sehr er-

fahrene IAEA-Inspektoren aus Teheran auszuweisen. Diese Situation ver-

deutlicht die mangelnde Bereitschaft des Westens, über bloße Erklärungen 

hinauszugehen, während Iran vor Ort Fakten schafft. 

In sicherheitspolitischer Hinsicht haben die E3 beschlossen, keine UN-

Sanktionen auf der Grundlage einer JCPOA-Klausel (sog. Snapback-

Mechanismus) auszulösen. Während die UN-Sanktionen gegen das irani-

sche Raketenprogramm in einem Monat auslaufen, erwägt Europa nun die 

Verhängung separater Sanktionen gegen Teheran. 
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PROTESTE 

JAHRESTAG DES MORDES AN 
MAHSA JINA AMINI INMITTEN 
MASSIVER REPRESSION 

Am ersten Jahrestag der Ermordung von Mahsa Jina Amini 

in Gewahrsam der Sittenpolizei verschärfte das iranische 

Regime sein hartes Durchgreifen, um ein mögliches Wie-

deraufflammen der Proteste im Land zu unterdrücken. In 

den sozialen Medien kursierende Videos zeigten ein gro-

ßes Aufgebot an Sicherheitskräften in den Straßen ver-

schiedener Städte, darunter auch in Teheran. Aminis Va-

ter wurde kurzzeitig festgenommen und davor gewarnt, 

an der Gedenkfeier zum ersten Todestag seiner Tochter 

teilzunehmen. Am 16. September wurde Aminis Familie 

unter Hausarrest gestellt.  

Trotz der starken Repression und des massiven Sicher-

heitsaufgebots gingen Hunderte von Menschen in Städten 

wie Sanandaj, Arak, Rasht und Mashhad auf die Straße und 

skandierten Parolen wie „Tod dem Diktator“ (Marg bar 

dictateur) und „Tod Khamenei“ (Marg bar Khamenei). Über 

Nacht nahmen die Sicherheitskräfte laut Menschen-

rechtsorganisationen Dutzende, wenn nicht Hunderte, von 

DemonstrantInnen in ganz Iran fest, darunter in Teheran, 

Karaj, Qarchak, Isfahan, Tabriz, Sanandaj, Saqqez, Di-

wandareh, Baneh, Marivan, Dehdasht, Yasouj und anderen 

Städten. Berichten zufolge wurden am 16. September 137 

DemonstrantInnen allein in der Provinz West-

Aserbaidschan und mindestens 14 in der Provinz Kurdis-

tan verhaftet, wo das Regime potenzielle Unruheherde 

sogar militärisch sicherte. Zudem fand am Jahrestag laut 

Berichten in 18 Städten im iranischen Kurdistan ein weit-

flächiger Streik von LadenbesitzerInnen statt. 

Darüber hinaus organisierte die iranische Diaspora welt-

weit Kundgebungen, um ihre Solidarität mit der irani-

schen Bevölkerung zu bekunden, von Australien über Eu-

ropa bis Nordamerika. 

Angesichts eines massiven Aufgebots an Sicherheitskräf-

ten behauptete die den Revolutionsgarden nahestehende 

Nachrichtenagentur Fars, dass die iranische Bevölkerung 

den Aufruf zu den Protesten am 16. September nicht be-

achtet habe, und erklärte triumphierend: „Ein Monat uner-

müdlicher Bemühungen [der Oppositionsgruppen] rund 

um die Uhr ist ohne Ergebnis zu Ende gegangen.“ Ein an-

deres staatliches Medienorgan, die Mehr News Agency, 

versuchte, die Bewegung „Frau, Leben, Freiheit“ mit 

„Feinden“ Teherans in Verbindung zu bringen und be-

hauptete, die „Unruhen sind letztlich gescheitert“. 

Auch hochrangige Vertreter westlicher Regierungen ga-

ben Erklärungen ab, um ihre Unterstützung für das irani-

sche Volk zu bekunden. US-Präsident Joe Biden erklärte: 

„[First Lady] Jill und ich schließen uns den Menschen auf 

der ganzen Welt an und gedenken ihr und allen mutigen 

iranischen BürgerInnen, die vom iranischen Regime getö-

tet, verwundet oder inhaftiert wurden, weil sie friedlich 

Demokratie und ihre grundlegende Menschenwürde ge-

fordert haben.“ Auch der britische Außenminister James 

Cleverly lobte den Mut der iranischen Frauen und bekräf-

tigte das Engagement Großbritanniens, das iranische Volk 

in seinem Streben nach Grundrechten zu unterstützen. 

Währenddessen twitterte der deutsche Bundeskanzler 

lediglich „Frau, Leben, Freiheit / Woman, Life, Freedom / 

#MahsaAmini #Iran“, was vor dem Hintergrund einer zu 

laxen Haltung Berlins in den sozialen Medien auf Kritik 

stieß.  

WAS BEDEUTET DAS? 

In den letzten Wochen, als viele IranerInnen zu einer neu-

en Welle landesweiter Demonstrationen aufriefen, wurde 

bereits deutlich, dass dieses Unterfangen im Vergleich zu 

früheren Episoden eine wesentlich größere Herausforde-

rung darstellen würde. Die Sicherheitskräfte hatten be-

reits Maßnahmen ergriffen, um eine erneute Protestwelle 

im Vornherein zu unterdrücken. So wurden zahlreiche 

AktivistInnen und Angehörige von Personen, die bei den 

Protesten im letzten Jahr ihr Leben verloren hatten, ver-

haftet. Am 16. September wurden Basidsch- und IRGC-

Kräfte in wichtigen Städten, darunter Teheran, eingesetzt, 

um öffentliche Versammlungen zu verhindern und aufzu-

lösen. Dies verdeutlicht die erheblichen Hürden für die 

Organisation von Großdemonstrationen unter der Islami-

schen Republik. So konnten die IranerInnen während des 

Gedenkens an die revolutionären Proteste des Jahres 2021 

unter dem Motto „Frau, Leben, Freiheit“ kaum auf die Stra-

ße gehen, weil die Sicherheitskräfte in erhöhter Bereit-

schaft waren. 

Kurzfristig bedeutet das, dass die jüngste Kontrolle über 

die Straßen die iranische Führung dazu verleiten könnte, 

ihre Position gegenüber den Demonstranten als unan-

fechtbar zu betrachten. Infolgedessen könnte das Regime 

riskante Entscheidungen treffen, wie z.B. eine erneute Er- 

https://twitter.com/gh0lch0magh/status/1703090078963138946
https://www.iranintl.com/202309165243
https://t.me/mamlekate/81454
https://iranwire.com/en/news/120603-protesters-across-iran-arrested-on-amini-anniversary/
https://www.rudaw.net/english/middleeast/iran/16092023
https://www.rudaw.net/english/middleeast/iran/16092023
https://parsi.euronews.com/2023/09/16/mehsa-aminis-death-anniversary-protesting-iranians-marched-all-over-the-world
https://t.me/farsna/291222
http://mehrnews.com/x333Zx
https://iranprimer.usip.org/index.php/blog/2023/sep/15/us-anniversary-mahsa-amini%E2%80%99s-death
https://www.iranintl.com/en/202309160216
https://www.iranintl.com/en/202309160216
https://twitter.com/Bundeskanzler/status/1702933075297022385
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INTERNATIONAL 

ATOMFRAGE: E3-ERKLÄRUNG 
VS. IRAN SCHAFFT FAKTEN  

Diese Woche gaben die E3 (Deutschland, Frankreich und 

Großbritannien) eine Erklärung ab, in der sie den Iran zur 

Zusammenarbeit mit der IAEA aufforderten. Sie riefen 

Iran auf, unverzüglich alle Überwachungs- und Kontroll-

geräte an den von der Agentur als wesentlich eingestuften 

Standorten wieder zu installieren. Darüber hinaus beton-

ten sie die Wichtigkeit des Zugangs zu allen von den Über-

wachungskameras aufgezeichneten Daten, einschließlich 

derer von Februar 2021 bis Juni 2022, wie von der Agentur 

gefordert.  

Daraufhin teilte Iran der IAEA seine Entscheidung mit, 

mehreren Inspektoren, die in dem Land tätig waren, die 

Akkreditierung zu entziehen. Der Sprecher des iranischen 

Außenministeriums, Nasser Kanaani, bezeichnete diese 

Maßnahme als Reaktion auf den „Missbrauch“ des Gouver-

neursrats der IAEA durch die Vereinigten Staaten, Groß-

britannien, Frankreich und Deutschland für ihre „eigenen 

politischen Zwecke“. Kanaani betonte, dass Iran zuvor vor 

den Folgen einer Politisierung der IAEA gewarnt habe.  

Der Generaldirektor der IAEA, Rafael Grossi, erklärte un-

terdessen mit beispiellosem Nachdruck: „Ich verurteile 

diese unverhältnismäßige und beispiellose einseitige 

Maßnahme, die die normale Planung und Durchführung 

der Überprüfungstätigkeit der Agentur beeinträchtigt, 

aufs Schärfste.“ Darüber hinaus erklärte der israelische 

Premierminister Benjamin Netanjahu, die Entfernung der 

IAEA-Inspektoren durch Iran beweise, dass das Land „all 

seine Verpflichtungen“ gegenüber der internationalen 

Gemeinschaft verletze. Iran „beabsichtigt, sich mit Atom-

waffen zu bewaffnen“, ergänzte er und fügte hinzu, dass 

„Israel alles Notwendige tun wird, um sich vor dieser Be-

drohung zu schützen“. 

WAS BEDEUTET DAS? 

In den vergangenen zwei Jahren begegnete die iranische 

Politik der nuklearen Eskalation häufig einem einen Man-

gel an konkreten Gegenreaktionen westlicher Mächte. In 

der Tat treffen hier zwei gegenläufige Ansätze aufeinan-

der. Die USA und die EU beschränkten sich überwiegend 

auf verbale Besorgnisbekundungen über das immer weiter 

fortschreitende iranische Atomprogramm, wobei ihre 

Handlungen nicht über solche Unmutserklärungen hin-

ausgingen. Außerdem wurden selbst in dieser Phase be-

stehende Sanktionen nicht rigoros und wirksam durchge-

setzt. Im Gegensatz dazu hat Iran als Reaktion auf das 

westliche Auftreten konkrete Schritte unternommen. 

Maßnahmen wie die Entfernung von Überwachungska-

meras und die jüngste Reduzierung der Zahl der IAEA-

Inspektoren zeigen, dass Teheran dem Westen nach wie 

vor einen Schritt voraus zu sein scheint.  

Diese Dynamik ergibt sich aus der Wahrnehmung des ira-

nischen Regimes, dass die westlichen Mächte auf ein 

Atomabkommen angewiesen sind, was in seinen Augen 

die Möglichkeiten des Westens einschränkt, substantielle 

Maßnahmen gegen Teheran zu ergreifen.  

höhung der Benzinpreise, ein Schritt, der angesichts des 

derzeitigen Klimas in Iran riskant ist und eine neue Welle 

des Aufruhrs auslösen könnte. Im November 2019 etwa 

führte eine Verdreifachung der Kraftstoffpreise für die bis 

dato größten Anti-Regime-Proteste, die sog. Âbân-

Proteste. 

Mittelfristig gesehen ist aufgrund der großen Unzufrie-

denheit in Iran, die politische, sozio-ökonomische und 

sozio-kulturelle Dimensionen umfasst, die Wahrschein-

lichkeit des Ausbruchs neuer Proteste im Lande äußerst 

hoch. Von größter Bedeutung ist die Tatsache, dass Protes-

te, die durch einen spontanen Auslöser entfacht werden, 

das Regime vor große Herausforderungen stellen, was die 

Kontrolle und rasche Niederschlagung erschwert. Es ist 

jedoch unerlässlich, dass die Oppositionsgruppen ihre 

Netzwerke zu potenziellen DemonstrantInnen im Land 

ausbauen. 

Ebenso wichtig ist die Rolle des Westens. Der iranisch-

amerikanische Deal, der u.a. die Freigabe von  $6 Milliar-

den an eingefrorenen iranischen Geldern umfasst sowie 

die Freilassung fünf irano-amerikanischer Geiseln just um 

den Jahrestag der Iran-Proteste herum wird durch die Is-

lamische Republik als Sieg wahrgenommen, während es 

sich für die iranische Demokratiebewegung als demorali-

sierend darstellt. 

https://www.gov.uk/government/news/e3-statement-at-iaea-board-of-governors-on-the-jcpoa-september-2023
https://www.axios.com/2023/09/16/iran-iaea-nuclear-inspectors-grossi
https://www.reuters.com/world/middle-east/un-watchdog-condemns-iranian-decision-bar-some-inspectors-2023-09-16/
https://twitter.com/iranintl_en/status/1703150956433563906?s=52&t=yf-UXDEghN95-7P5ndEZGg
https://www.bbc.com/news/world-middle-east-66784817
https://www.bbc.com/news/world-middle-east-66784817


Fokus Iran, KW 37, 11.–17. September 2023 

 4 

SICHERHEIT 

WAFFEN– UND RAKETENEMBAR-
GO LÄUFT AUS: NEUES SIGNAL 
DER SCHWÄCHE AUS EUROPA 

Im Rahmen der im JCPOA festgelegten „sunset clauses“, 

wird am 18. Oktober 2023 das Waffen- und Raketenembar-

go gegen Iran auslaufen. Diese Woche haben Deutschland, 

Frankreich und Großbritannien gemeinsam erklärt, dass 

sie beabsichtigen, die Embargos über das festgelegte Aus-

laufdatum hinaus beizubehalten, dies allerdings als euro-

päisch koordinierten Schritt anstelle einer Auslösung des 

Snapback-Mechanismus, welcher die Sanktionen auf UN-

Ebene wiedereinsetzen würde. Diese Entscheidung wurde 

dem Koordinator des JCPOA mitgeteilt. In seiner Reaktion 

auf diese Ankündigung bezeichnete das iranische Außen-

ministerium die Entscheidung als „illegale Maßnahme“ 

und erklärte, sie stehe im Widerspruch zu den Verpflich-

tungen des Trios im Rahmen des JCPOA und der damit 

zusammenhängenden Resolution 2231 des UN-

Sicherheitsrats. Das Außenministerium bezeichnete die 

Entscheidung als eine böswillige Maßnahme, die das Po-

tenzial zur Eskalation der Spannungen in sich trage. 

WAS BEDEUTET DAS? 

Das iranische Raketen- und Drohnenprogramm hat in den 

letzten Jahren einen bedeutenden und alarmierenden 

Wandel vollzogen und sich zu einer erheblichen Bedro-

hung für Europa entwickelt. Der Einsatz iranischer Droh-

nen durch Russland in seinem Krieg gegen die Ukraine ist 

ein klares Beispiel hierfür. Darüber hinaus gibt es Spekula-

tionen über eine weitreichende Zusammenarbeit zwi-

schen Teheran und Moskau im Raketenbereich. Inmitten 

dieser sich verändernden Sicherheitslage hatte Europa die 

einmalige Gelegenheit, den sog. Snapback-Mechanismus 

des Atomabkommens zu aktivieren, wodurch UN-

Sanktionen wieder auferlegt werden. In seinem Bestreben, 

das JCPOA wiederzubeleben, verzichtete Europa jedoch 

auf eine solche Maßnahme.  

Die Entscheidung, europäische Sanktionen anzukündigen, 

ohne den Snapback-Mechanismus zu aktivieren, vermit-

telt Teheran ungewollt eine Botschaft der Schwäche. Wäh-

rend sich die iranische Führung bemüht, die EU von der 

Verhängung neuer Sanktionen abzuhalten, würde eine 

solche Entscheidung der E3 für Teheran keine allzu große 

Niederlage darstellen. Im Gegensatz dazu würde jedoch 

die Aktivierung des Snapback-Mechanismus zur Neu-

auflage der UN-Sanktionen von der Islamischen Republik 

zweifellos als ernste Warnung begriffen werden. Es 

scheint in absehbarer Zukunft mehr Flexibilität und Spiel-

raum für eine Ausweitung von Teherans Raketen- und 

Drohnenprogramm zu geben, was die Wahrscheinlichkeit 

einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen Russland 

und dem Iran erhöht. 

Solange das Kräfteverhältnis zwischen Iran und dem Wes-

ten dermaßen unausgeglichen ist (bloße Rhetorik des 

Westens versus konkrete Schritte Irans), scheint es un-

wahrscheinlich, dass es Europa und den USA in absehba-

rer Zeit gelingen wird, das rasche Voranschreiten des ira-

nischen Atomprogramms über eine vorübergehende Ent-

spannung der Lage in Form eines temporären Deals hin-

ausgehend zu stoppen. 
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